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fassungsgerichtshofes Slg. Nr. 1936 entsprechen würde, so müßte das
Gesetz ausdrückliche Bestimmungen darüber enthalten, wie im
besonderen diese Interessen der öffentlich-rechtlich AngesteIIten
zu wahren sind. Das Fehlen solcher, auf die Eigenart der öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnisse Bedacht nehmender Bestimmungen
macht das BRG. in solchen Fällen derzeit unanwendbar. Insbesondere
kann das Einigungsamt schon im Hinblick darauf, daß seine Zuständig-
keit nach § 27 des Kollektivvertragsgesetzes nur durch Gesetz be-
gründet werden kann, angesichts dieser offenkundigen Lücke im
Gesetz die Zuständigkeit für sich nicht in Anspruch nehmen, wenn
die "Kündigung" eines öffentlich-rechtlich Angestellten nach § 70
der Dienstordnung für die Beamten der Bundeshauptstadt Wien
angefochten wird.

Die Beschwerde erweist sich daher, wenngleich aus anderen als
den von ihr geltend gemachten Gründen, als berechtigt. Die ange-
fochtene Entscheidung war daher im Sinne der Auslegung, die der
Verfassungsgerichtshof dem Art. 83 Abs. 2 B.-VG. in seiner ständigen
Rechtsprechung gegeben hat, als verfassungswidrig aufzuheben.
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Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen, im übrigen an den
Verwaltungsgerichtshof abgetreten.

Tatbestand:
Der Beschwerdeführer Leopold L., der im Dienste der Steyr-

Daimler-Puch A. G. in Steyr stand und dem Betriebsrate dieses
Unternehmens angehörte, wurde am 9. Oktober 1950 schriftlich
unter Berufung auf § 18 Abs. 2 BRG. mit dem Beifügen entlassen,
daß die Einholung der nachträglichen Zustimmung beim Einigungs-
amt veranlaßt wird. Das Einigungsamt Linz hat mit Bescheid vom
8. November 1950 den Antrag der Dienstgeberin auf nachträgliche
Zustimmung zur Entlassung abgewiesen, jedoch gleichzeitig einer
beabsichtigten Entlassung zugestimmt. Dieser Bescheid wurde vom
Verfassungsgerichtshof über Beschwerde des Leopold L., soweit er
diesen betraf, mit Erk. vom 29. Juni 1951, Zl. BIO/51, B 11/51,
als verfassungswidrig aufgehoben.

Der Beschwerdeführer bot daraufhin der Steyr-Daimler-Puch
A. G. seine Dienste an, wies darauf hin, daß sein Betriebsratsmandat
aufrecht ist und erklärte, auf der Ausübung dieses Mandates zu
bestehen. Die Dienstgeberin antwortete, daß sie dem Beschwerde-
führer nicht gestatte, ihr Werk zu betreten.
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Nun brachte der Beschwerdeführer beim Einigungsamt Linz
den Antrag auf Aufhebung des Werksverbotes ein, das nach seiner
Ansicht dem § 16 Abs. 1 BRG. widerspricht. Die Dienstgeberin
begehrte in diesem Verfahren die Feststellung, daß das Betriebsrats-
mandat des Beschwerdeführers durch seinen Dienstantritt bei den
Nibelungenwerken in St. Valentin als technischer Direktor am
15.November 1950erloschen sei sowie die nachträgliche Zustimmung
zu der am 9. Oktober 1950 ausgesprochenen Entlassung des Be-
schwerdeführers, allenfalls die Zustimmung zur beabsichtigten
Kündigung nach § 18 Abs. 1 lit. c BRG.

Das Einigungsamt Linz erteilte mit dem Bescheide vom 19. Ok-
tober 1951 die Zustimmung zur beabsichtigten Kündigung des
Beschwerdeführers, wies aber die übrigen Anträge der Dienstgeberin
ebenso wie den Antrag des Beschwerdeführers, die Dienstgeberin
zur Aufhebung des Werksverbotes zu verpflichten, zurück, u. zw.
den letztgenannten Antrag wegen Unzuständigkeit des Einigungs-
amtes.

Entscheidungsgründe :
Den Gegenstand des Streites bildet bloß der Pkt. 2 des ange-

fochtenen Bescheides, mit dem über den Antrag des Beschwerde-
führers, die Steyr-Daimler-Puch A. G. zu verpflichten, das über den
Beschwerdeführer verhängte Werksverbot aufzuheben, ihm das
Betreten des Werkes zu gestatten und ihm bezüglich der Ausübung
seines Betriebsratsmandates keinerlei Hindernisse in den Weg zu
legen, entschieden wurde. Der Beschwerdeführer wurde nach seiner
Ansicht dadurch, daß dieser Antrag wegen Unzuständigkeit des
Einigungsamtes zurückgewiesen wurde, in verfassungsgesetzlich
gewährleisteten Rechten, nämlich in dem Rechte, seinem gesetzlichen
Richter nicht entzogen zu werden (Art. 83 Abs. 2 B.-VG.), in dem
Rechte der Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Gesetz (Art. 7
B.-VG., Art. 2 StGG.) und in dem Rechte der Freizügigkeit der
Person im Zusammenhang mit der Freiheit des Aufenthaltes (Art. 4
und 6 StGG.), verletzt.

Inwiefern der Grundsatz der Gleichheit vor dem Gesetz verletzt
sein soll, führt die Beschwerde allerdings nicht aus, es ergibt sich dies
auch nicht indirekt aus ihrem sonstigen Inhalt. Insbesondere be-
hauptet der Beschwerdeführer nicht, daß ihm gegenüber das Gesetz
in anderer Weise zur Anwendung gebracht wurde als gegenüber
anderen Staatsbürgern und daß diese Sonderbehandlung auf solche
Momente subjektiver Art zurückgeht, die durch Art. 7 B.-VG. verpönt
sind. Gerade damit allein aber könnte nach der ständigen Recht-
sprechung des Verfassungsgerichtshofes (z. B. Slg. Nr. 1233) die
Behauptung einer Gleichheitsverletzung begründet werden, während
die unrichtige Anwendung eines in Kraft stehenden Gesetzes auf
den Einzelfall eine solche Behauptung an sich niemals rechtfertigen
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könnte. In dieser Hinsicht ist also die Beschwerde schon nach ihrer
eigenen Sachverhalts darstellung rechtlich nicht begründet.

Ähnliches gilt für die Behauptung des Beschwerdeführers, er sei
durch den angefochtenen Bescheid in dem Rechte der Freizügigkeit
verletzt worden. Auch nach der Darstellung der Beschwerde ist dem
Beschwerdeführer nicht verwehrt worden, seinen Aufenthalt in
Steyr oder nach seiner Wahl auch anderswo zu nehmen, es wurde
ihm lediglich das Betreten des Werkes der Steyr-Daimler-Puch A. G.
untersagt. Ob dieses Verbot berechtigt war oder nicht, ist eine Frage,
die mit der Freizügigkeit überhaupt nichts zu tun hat. Außerdem
aber richten sich die Art. 4 und 6 StGG. nicht gegen Willenserklärungen
von Privatrechtssubjekten, sondern nur gegen behördliche Aufenthalts-
beschränkungen (Abschaffung u. dgl.), die gesetzlich nicht begründet
sind. Eine solche Maßnahme hat die Steyr-Daimler-Puch A. G.
nicht getroffen und konnte sie auch gar nicht treffen, weshalb die
Beschwerde, soweit sie sich auf Art. 4 und 6 StGG. stützt, gleichfalls
unbegründet ist.

Einer näheren Erörterung bedarf daher nur noch die Behauptung
des Beschwerdeführers, daß er durch die Unzuständiger klärung des
Einigungsamtes seinem gesetzlichen Richter entzogen worden sei.
In dieser Hinsicht ist zunächst gegenüber der Behauptung der mit-
belangten Steyr-Daimler-Puch A. G., daß eine unbegründete Un-
zuständigerklärung keine Verfassungswidrigkeit, sondern eine Gesetz-
widrigkeit im Sinne des Art. 130 B.-VG. darstellen würde, auf die
ständige Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes (Slg. Nr. 2068,
1823 u. a.) zu verweisen, wonach die gesetzlich nicht gerechtfertigte
Ablehnung der Zuständigkeit durch eine Behörde eine Verletzung
des im Art. 83 Abs. 2 B.-VG. gewährleisteten Rechtes darstellt.
Der Verfassungsgerichtshof hat daher zu prüfen, ob die Ablehnung
der Zuständigkeit durch das Einigungsamt Linz gesetzlich be-
gründet ist.

Die Zuständigkeit der Einigungsämter ist grundsätzlich durch
§ 27 des Kollektivvertragsgesetzes vom 26. Februar 1947, BGBL
Nr. 76, geregelt. Danach ist das Einigungsamt berufen, einen Ausgleich
anzubahnen und, wenn erforderlich, eine Entscheidung zu fällen:

"a) Wenn sich zwischen dem Betriebsinhaber und der gesetzlichen
Betriebsvertretung Streitigkeiten über die Erlassung oder Abänderung
der Arbeitsordnung (Dienstordnung nach § 200 des Allgemeinen
Berggesetzes ) ergeben;

b) in den Fällen, in denen den Einigungsämtern durch Gesetz
die Entscheidung von Streitigkeiten übertragen wird."

Im Sinne dieser Bestimmung des § 27 Abs. 1 lit. b des Kollektiv-
vertragsgesetzes verweist § 26 lit. ades Betriebsrätegesetzes in die



Nr. 2303. Erk. v. 26. März 1952, B 254/51. 125

Zuständigkeit der Einigungsämter : "Streitigkeiten aus der Bestellung
und der Geschäftsführung der Organe der Betriebsvertretung sowie
über das Erlöschen ihres Amtes." Organe der Betriebsvertretung
sind nach der zweifellos erschöpfenden Aufzählung im § 3 Abs. 3 des
Betriebsrätegesetzes nur die Betriebsversammlung und der Betriebsrat
(Vertrauensmänner). Unter dem Betriebsrat im Sinne dieser Be-
stimmung ist aber nicht das einzelne Betriebsratsmitglied, sondern
das gesamte Kollegium zu verstehen. Das ergibt sich ganz klar
daraus, daß einerseits im § 14 die Aufgaben und Befugnisse der
Betriebsräte und im § 16 die persönlichen Rechte und Pflichten der
Mitglieder des Betriebsrates umschrieben, die Begriffe
Betriebsrat einerseits und Mitglied des Betriebsrates anderseits,
also in einen unverkennbaren Gegensatz zueinander gestellt werden.
Es ist demgegenüber nicht von Bedeutung und nur eine Ungenauigkeit
in der Textierung, wenn im § 16 Abs. 2 unter dem "Mandat" des
Betriebsrates offenbar das Mandat der einzelnen Betriebsratsmitglieder
gemeint ist, weil ja nur bei diesen von Berufspflichten die Rede sein
kann. Das Gesetz hält im übrigen an der eben gezeigten Entscheidung
konsequent fest, versteht also unter Betriebsrat nur das gesamte
Kollegium. Das gilt insbesondere für § 3 Abs. 3. Bedeutungslos
ist auch, daß § 25 BRGO. (Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 8. August 1947, BGBL Nr. 221) den
einzelnen Mitgliedern des Betriebsrates gewisse Rechte einräumt.
Soweit dabei über die im Gesetz festgelegten Rechte der Betriebsrats-
mitglieder hinausgegangen wird, muß die Gesetzmäßigkeit der BRGO.
bezweifelt werden, doch besteht kein Anlaß für den Verfassungs-
gerichtshof, aus Anlaß der vorliegenden Beschwerde auf diese Frage
näher einzugehen. Jedenfalls unterscheidet auch die BRGO., wie
sich insbesondere aus ihrem § 29 ergibt, deutlich zwischen dem
Betriebsrat in seiner Gesamtheit und den einzelnen Betriebsrats-
mitgliedern.

Ist demnach nur der Betriebsrat in seiner Gesamtheit und nicht
das einzelne Mitglied als Organ der Betriebsvertretung im Sinne
des § 26 lit. a BRG. anzusehen, dann kann auch das Einigungsamt
vom einzelnen Betriebsratsmitgliede nicht angerufen werden, wenn
sich dieses durch das Verhalten des Betriebsinhabers in seinen Rechten
als Betriebsratsmitglied beeinträchtigt erachtet. Dem Mitgliede
bleibt es überlassen, die erfahrene Beeinträchtigung dem Kollegium
des Betriebsrates zur Kenntnis zu bringen, der sich dann darüber
schlüssig werden muß, ob er wegen der Beeinträchtigung eines seiner
Mitglieder beim Betriebsinhaber oder allenfalls beim Einigungsamt
geeignete Schritte unternehmen will. Eine unmittelbare Anrufung
des Einigungsamtes durch das einzelne Betriebsratsmitglied ist im
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§ 26 lit. a BRG. nicht vorgesehen und kann auch schon deshalb vom
Gesetzgeber nicht beabsichtigt gewesen sein, weil sonst, wenn zwischen
einem Betriebsratsmitgliede und den übrigen Mitgliedern des
Kollegiums keine Einigung zustande kommt, das Einigungsamt
genötigt würde, solche interne Meinungsverschiedenheiten innerhalb
des Betriebsrates, die nach dem klaren Willen des Gesetzgebers
daselbst durch Abstimmung erledigt werden müssen, mit einem
Spruch zu entscheiden.

Verfehlt ist es schließlich, wenn sich der Beschwerdeführer auf
§ 65 Abs. 4 BRGO. zur Stützung seiner Ansicht beruft. Diese Be-
stimmung zählt wohl die Parteien auf, die überhaupt das Einigungsamt
anrufen können, bestimmt aber dabei nicht, unter welchen Voraus-
setzungen die eine oder andere dieser Personen oder Organe zur
Anrufung berechtigt ist. Diese Frage ist im Gesetz entschieden
(z. B. § 18 BRG.), und diese gesetzliche Regelung wird im § 65 Abs. 4
BRGO. offenbar vorausgesetzt. Die BRGO. könnte eine Abänderung
des Gesetzes in dieser Hinsicht schon deshalb nicht herbeiführen,
weil die Regelung der Zuständigkeit nach § 27 Kollektivvertrags-
gesetz nur durch Gesetz erfolgen kann.

Zu erwägen wäre noch, ob der Beschwerdeführer durch den
angefochtenen Bescheid nicht deshalb seinem gesetzlichen Richter
entzogen worden ist, weil das Werks verbot, das die Steyr-Daimler-
Puch A. G. aussprach, ein Akt der Ausübung des Eigentums an dem
Fabriksterritorium ist und daher das Einigungsamt eine Zuständigkeit
für sich in Anspruch genommen hat, die den ordentlichen Gerichten
zusteht. Allein es ergibt sich aus der in dieser Hinsicht überein-
stimmenden Darstellung beider Parteien, daß das Werksverbot die
Antwort der ehemaligen Dienstgeberin des Beschwerdeführers,
auf die Ausübung des Betriebsratsmandates zu bestehen,. war und
auch der Beschwerdeführer, der heute in einem anderen Betriebe
angestellt ist, nur deshalb auf die Aufhebung des Werksverbotes
Wert legt, um sein Betriebsratsmandat weiter ausüben zu können.
Der Streit vor dem Einigungsamte ist also in diesem Punkte kein
Streit um Rechte des Eigentümers, sondern ein Streit aus dem nach
Ansicht des Beschwerdeführers noch aufrechten Betriebsratsmandat
gewesen.

Aus allen diesen Gründen hat das Einigungsamt Linz seine Un-
zuständigkeit mit Recht ausgesprochen und war daher die Beschwerde,
weil ein verfassungsgesetzlich gewährleistetes Recht durch den an-
gefochtenen Bescheid nicht verletzt wurde, als unbegründet abzu-
weisen.

Ob der Beschwerdeführer durch den angefochtenen Bescheid in
einem sonstigen Rechte verletzt worden ist, wird der Verwaltungs-
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gerichtshof zu entscheiden haben, dem die Beschwerde gemäß
Art. 144 Abs. 2 B.-VG. und § 87 Abs. 3 VerfGG. abzutreten war.
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Zur Entscheidung über den von der Antragstellerin erhobenen Anspruch
auf Ersatz des Schadens, der ihr nach ihrer Behauptung dadurch entstanden
ist, daß amerikanische Soldaten Ende Juni 1945 ihre in Brunning Nr. 7,
Gemeinde UUendorf, bei Elise G. eingelagerten Fahrnisse an sich gebracht
und weggeführt"haben, sind die ordtmtlichen Gerichte zuständig.

Die Beschlüsse des Landesgerichtes Linz vom 4. Juli 1951, GZ. 1 a Cg501/
51-I, und des Oberlandesgerichtes Linz vom 27. August 1951,GZ. 1 R 510/51-5,
werden aufgehoben.

Tatbestand:
Maria Christine 9. hat beim Landesgericht Linz eine Klage

gegen die Republik Osterreich eingebracht, mit der sie die Zahlung
des Betrages von S 18.238,80 samt Zinsen und Kosten begehrt.
In tatsächlicher Hinsicht wird diese Klage auf die Behauptung ge-
stützt, daß die Klägerin im Jahre 1945 eine größere Anzahl von
Fahrnissen, die sie bis dahin in Proschenhof, Kleinveitsch, Ober-
steiermark, an ihrem Wohnsitz hatte, bei Annäherung der Front
mittels eines Lastwagens nach Mauerkirchen brachte und dort
im Gehöfte der Frau Elise G. in Brunning Nr. 7, Gemeinde Uttendorf,
eingelagert hat. Ende Juni 1945 seien amerikanische Soldaten mit
Autos vorgefahren und hätten diese Fahrnisse geplündert und an
sich gebracht. ..

In rechtlicher Hinsicht beruft sich die Klage auf das Uberein-
ko.mmen zwischen der Regierung der Vereinigten Staaten von
Amerika und der österreichischen Bundesregierung vom 21. Juni
1947 (kundgemacht in der "Wiener Zeitung" vom 28. Juni 1947),
worin sich die österreichische Bundesregierung verpflichtete, gegen
Bezahlung eines Betrages von S 308,382.590, zu dem später
noch ein weiterer Betrag von S 11,000.000 kam, alle Personen,
die im Zuge der Besetzung durch die amerikanische Besatzungs-
macht in der Zeit vom 9. April 1945 bis zum 30. Juni 1947 in irgend-
einer Form zu Schaden gekommen sind, zu entschädigen.

Das Landesgericht Linz hat die Klage mit seinem Beschlusse
vom 4. Juli 1951, GZ. 1 a Cg 501/51, wegen Unzuständigkeit zurück-
gewiesen, weil nach § 1044 ABGB. die politische Behörde zu ent-
scheiden habe.

Dem dagegen erhobenen Rekurse der Klägerin hat das Ober-
landesgericht Linz mit seinem Beschlusse vom 27. August 1951,
GZ. 1 R 510/51, nicht Folge gegeben.

Die Klägerin hat daraufhin den gleichen Anspruch mit einer
auf Art. 137 B.-VG. gestützten Klage beim Verfassungsgerichtshofe
geltend gemacht, doch wurde diese Klage mit Beschluß dieses


